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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.03.2014
MARLENE GERBER

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.2019
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Gewasserschutz

Beunruhigende Resultate forderte eine im Marz 2014 veroffentlichte und vom BAFU in
Auftrag gegebene Studie der Eidgendssischen Anstalt fir Wasserversorgung,
Abwasserreinigung und Gewaésserschutz (Eawag) zu Tage: Die Untersuchung von finf
mittelgrossen Fliessgewassern (Salmsacher Aach (TG), Furtbach (ZH), Surb (AG), Limpach
(SO) und Mentue (VD)) ergab eine erhebliche Belastung der Mittellandfliisse durch
Pestizide, wobei ein Grossteil dieser Belastung durch in der Landwirtschaft eingesetzte
Pflanzenschutzmittel verursacht wurde. Von den 104 nachgewiesenen Substanzen
Uberschritten insgesamt 31 die in der Gewésserschutzverordnung (GSchV) festgelegten
Grenzwerte. Auch wenn die festgestellten Konzentrationen fir den Menschen
ungefahrlich seien, konnten Auswirkungen auf in den Gewassern heimische Organismen
nicht ausgeschlossen werden, so die Eawag. Diese Befunde nahm Pro Natura sogleich
zum Anlass, um der Forderung nach einer raschen Ausscheidung der Gewésserraume,
wie dies die Gewasserschutzverordnung vorsieht, Nachdruck zu verleihen. Neben Pro
Natura meldete sich auch der Fischereiverband mit der Forderung nach strikteren
Massnahmen zum Schutz vor schadlichen Pestiziden zu Wort. Uberrascht zeigte sich
Markus Ritter, der Président des Bauernverbandes. Man sei davon ausgegangen, dass
bestehende rechtliche Bestimmungen ausreichen wirden und man sei auf die
Einhaltung der Vorschriften bedacht, wirde der Angelegenheit jedoch in Zukunft
verstarkte Aufmerksamkeit widmen. Mit einer Interpellation verlangte Nationalrat
Jacques Bourgeois (fdp, FR) in der Folge vom Bundesrat weitere Informationen zu
Generalisierbarkeit und Interpretation der Studienergebnisse. Ersteres bestatigte der
Bundesrat und hielt in diesem Zusammenhang fest, dass in kleineren Gewassern bislang
gar hohere Konzentrationswerte gefunden worden waren. Er gab allerdings auch
bekannt, dass gemass den Umweltqualitdtsnormen der EU lediglich 19 und nicht - wie
gemass GSchV - 31 Pestizide den Grenzwert Uberschreiten wirden, erachtete den
Handlungsbedarf in der Landwirtschaft zur Reduktion der Gewéasserbelastung jedoch
als gegeben. Er verwies in diesem Zusammenhang auf in Angriff genommene
Massnahmen, wie die im  Berichtsjahr  beschlossene  Aufrustung  der
Abwasserreinigungsanlagen oder die in Erflullung eines Postulats zu prifende
Lancierung eines Aktionsplans zur nachhaltigen Verwendung von Pflanzenschutzmitteln.
Die Studie der Eawag fiel zusammen mit der umstrittenen Umsetzung der
Gewasserschutzverordnung, bei  der die Interessen des  Natur- und
Hochwasserschutzes und  diejenigen  der  Landwirtschaft  bereits heftig
aufeinanderprallten. Die Tribune de Geneéve fasste die laufenden Bestrebungen und
Erkenntnisse im Gewasserschutz treffend folgendermassen zusammen: "Le sauvetage
des riviéres suisses ne sera pas un long fleuve tranquille."

Lange Zeit galt das Trinkwasser in der Schweiz als sicher und sauber. Man riihmte sich
sogar, das beste Trinkwasser der Welt zu haben. Mit den Debatten um die beiden
Volksinitiativen «Flr sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung» und «FUr eine
Schweiz ohne synthetische Pestizide» sowie der medialen Berichterstattung Uber
Abbauprodukte von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser bekam dieses Image jedoch
Risse.

Als die EU im Frihling 2019 beschloss, den in Pflanzenschutzmitteln oft verwendeten
Wirkstoff Chlorothalonil zu verbieten, nachdem er als moéglicherweise krebserregend
eingestuft worden war, zogen kurze Zeit spater auch die Schweizer Behérden nach und
kiindigten ein Anwendungsverbot dieses Stoffes auf den 1. Januar 2020 an. Mit dieser
neuen Einschatzung anderte sich auch automatisch der Grenzwert fur diesen Stoff auf
0.1 Mikrogramm pro Liter. Nach dieser Verscharfung des Grenzwertes wurden in
mehreren Gemeinden im Mittelland die Grenzwerte Uberschreitende Mengen von
Chlorothalonil ~ im  Trinkwasser  gefunden. Entsprechend wurden einzelne
Trinkwasserfassungen vom Netz genommen.

Die Debatte richtig entfacht hatte schliesslich ein Bericht der Nationalen
Grundwasserbeobachtung NAQUA, welchen das BAFU Mitte August 2019 publizierte. In
diesem Bericht wurde die Entwicklung des Grundwasserzustands zwischen den Jahren
2007 und 2016 anhand von Messungen an 600 Stellen in der Schweiz aufgezeigt. Der
Bericht zeigte, dass vor allem Nitrat und Rulckstdnde von Pflanzenschutzmitteln die
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Grundwasserqualitat beeintrachtigten. Als Hauptquelle fur die grossflachige Belastung
des Grundwassers mit diesen Stoffen bezeichnete das BAFU die intensive
Landwirtschaft. Das BAFU forderte in der Folge, dass das Grundwasser konsequenter
geschutzt werden musse, damit der Druck auf das Trinkwasser nicht weiter zunehme
und die Verunreinigungen abndhmen. Konkret mussten die Stoffeintrége aus der
Agrarwirtschaft sowie der Siedlungsentwéasserung (Mikroverunreinigungen) und der
Altlasten (v.a. Kohlenwasserstoffe) zwingend sinken, zumal sich die Effekte der
Massnahmen erst nach einer gewissen Zeit zeigten.

Fir die Medien war dieser Bericht Anlass flr eine breite und kontroverse
Berichterstattung. Zum einen war die Berichterstattung von einer gewissen Sorge um
die Qualitat und Sicherheit des Grund- und Trinkwassers gepragt und es wurde
detailliert Uber einzelne Messungen in den Kantonen und in einzelnen Gemeinden
berichtet. Zum anderen wurde auch Uber die Urheber der Stoffeintrage diskutiert,
wobei insbesondere die Rolle der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen Faktoren
diskutiert wurde. Die politischen Auswirkungen der BAFU-Studie wurden ebenso
erortert. So wurde beispielsweise gemutmasst, ob das BAFU den Bericht absichtlich zu
einem Zeitpunkt verdéffentlicht habe, an welchem Nationalrat und Standerat Uber
mogliche Gegenvorschldge zu den beiden Trinkwasser/Pestizid-Initiativen diskutierten
und ob das Bundesamt somit dem Anliegen der Initianten mehr Schub verleihen
mochte. Die Weltwoche vertrat sogar den Standpunkt, dass bei genauerer Betrachtung
der Zahlen eine Verbesserung der Messwerte festgestellt werden kdénne; der
Uberwiegende Teil der Grundwasservorkommen sei in einem sehr guten Zustand.
Zudem seien diejenigen Probleme, die vorhanden seien, nicht primar auf die
Landwirtschaft zurtckzufihren, sondern vielmehr auf das Bevolkerungswachstum und
die dichte Besiedlung der Schweiz. Bauernverbandsprasident und Nationalrat Markus
Ritter (cvp, SG) wehrte sich seinerseits in einen Interview mit der NZZ gegen den
«politisch geféarbten Alarmismus» des BAFU und gegen die Vorwurfe an die Bauern.
Letztere hielten sich bereits heute an die Gesetze und wirden nur die erlaubte Menge
an Pflanzenschutzmitteln ausbringen. Der Bauernverband brachte sogar eine
Pressemitteilung zum BAFU-Bericht heraus und schob darin den schwarzen Peter den
Kantonen und den Betreibenden der Wasserfassungen zu, welche die
Grundwasserfassungen nicht bundesrechtskonform ausgeschieden hatten.
Landwirtschaftsminister Parmelin wiederum stellte kurz darauf das weitere Vorgehen
bei der Agrarpolitik nach 2022 (AP22+) vor, welche ein ganzes Massnahmenpaket zum
Trinkwasserschutz (z.B. Verbot von Pflanzenschutzmitteln mit erhéhten Umweltrisiken)
vorsah. Zudem soll geméss Bundesrat im Rahmen der AP22+ der Nitrat- und
Phosphoreintrag beim Dingen und Gullen bis 2025 um 10 Prozent sinken, bis 2030 um
20 Prozent. Fur Beat Jans (sp, BS) reichten die bundesratlichen Vorschlédge zur
Verbesserung der Grund- und Trinkwasserqualitat nicht. Er reichte in der Folge die
parlamentarische Initiative 19.430 ein, welche verlangt, mittels Anderung des
Gewasserschutzgesetzes den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die
Wasserqualitat stark beeintrachtigen. ?

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Landwirtschaft

In der Debatte um die Pestizidinitiative und die Trinkwasserinitiative machte sich der
Bauernverband im Juni 2019 im Nationalrat fir eine Ablehnung sowohl der beiden
Initiativen als auch eines moglichen indirekten Gegenvorschlags stark. SBV-Président
Markus Ritter (cvp, SG) sprach sich gegentiber den Medien gegen die Anliegen aus, da er
die Empfehlungen im «Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» des Bundes fur ausreichend
hielt und eine Annahme der Initiativen die Bauerinnen und Bauern unnétig unter Druck
setzen wiulrde. Stattdessen sprach sich Ritter fur den freiwilligen Verzicht aus: Es
genlige, wenn man der Branche aufzeige, dass der sparsamere Einsatz von Pestiziden
nicht nur 6kologischer, sondern auch glnstiger sei. Nicht nur Préasident Ritter, auch
Verbandsdirektor Jacques Bourgeois (fdp, FR) - welcher per Marz 2020 von diesem Amt
zurtickzutreten plante - setzte sich flr eine Ablehnung der Initiativen ein, indem er im
Nationalrat argumentierte, die von den Initiativen geforderten Verbote wirden derart
viele Unsicherheiten verursachen, dass letztlich der Aktionsplan des Bundes, an
welchem sich die Landwirtschaft orientiere, nur ungentigend umgesetzt werden kénne.
Der Tages-Anzeiger kommentierte die Bekenntnisse des Verbandes als zu lasch: Ritter
spiele hier mit «maximalem Einsatz», wenn er sich - wie auch Bundesrat Guy Parmelin
- auf den «Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» berufe, denn dieser sei nicht
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verpflichtend, obwohl die Initiativen eben genau eine Verpflichtung forderten. Sie
riskierten damit geméss Tages-Anzeiger, dass das Volk die beiden Initiativen annehme -
was die Landwirtschaftsbranche «unnétig hart treffen» oder gar «umpfligen» wirde. °

1) Ip. 14.3429 (Bourgeois); Lit. Wittmer et al.; Medienmitteilung Eawag vom 5.3.14; NZZ, TA, 6.3.14; TG, 17.3.14

2) Medienmitteilung BAFU vom 15.08.2019; SoZ, 14.7.19; AZ, 24.7., 3.8.19; TA, 8.8.19; 24H, AZ, BZ, Blick, LT, Lib, NZZ, SGT, TG,
16.8.19; AZ, BaZ, SGT, TA, 22.8.19; Lib, 24.8.19; BaZ, TA, 28.8.19; WW, 29.8.19; NZZ, 30.8.19; TA, 4.9.19; BaZ, LT, TA, TG, 13.9.19;
TA, 14.9.19; So-Bli, 15.9.19; SGT, 25.9.19

3) BO CN, 2019, p.1249s; SGT, 11.6.19; TA, 17.6., 21.6.19; So-Bli, 14.7.19; AZ, 13.12.19
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